






Zu den Gegnern einer Zusammenlegung gehörte anfangs auch 
der Bürgermeister von Brühl-Land, Wilhelm Dohr. Von 1910 bis 
1931 stand er dem Amt Brühl-Land (und zeitweise auch der Stadt 
Brühl) als Vorsitzender vor, nachdem er zuvor, vom 1901 bis 
1910, in unmittelbarer Nachbarschaft, in Stommeln, als Bürger­
meister kommunalpolitische Erfahrungen hatte sammeln können. 
Seine Versetzung in den Ruhestand hatte letztlich die Frage einer 
Eingliederung wieder in das aktuelle Gespräch gebracht. Später 
gehörte auch Dohr zu den Befürwortern einer großen Brühler 
Stadtgemeinde mit Berzdorf, Badorf, Vochem, Kierberg und 
Schwadorf.
Mit diesen Bundesgenossen, dem Landrat des Landkreises Köln 
und dem Bürgermeister von Brühl-Land, hoffte der Regierungs­
präsident, „jegliche Auseinandersetzung über das Für und Wider 
der Eingliederung vollständig zum Schweigen“ bringen zu kön­
nen.
Mit einer Unterschriftensammlung gegen die Eingliederung nach 
Brühl-Stadt versuchten die Gemeinden von Brühl-Land, die 
Preußische Regierung noch im Mai 1931 umzustimmen. Doch die 
Mühe schien vergeblich, denn die Unterschriften wurden bei der 
Regierung in Köln, wie den Gemeindevorstehern mitgeteilt wur­
de, „einstweilen zu den Akten genommen“.
Die Regierung in Berlin war sich ihrer Sache sicher, zumal sie 
einige Wünsche der Landgemeinden erfüllen wollte. Dazu gehör­
te die Niedrighaltung des Strompreises, Beibehaltung der Bezirks­
vorsteher und die Zusage, daß die Grundvermögenssteuer nicht 
„künstlich“ erhöht werde.
Immerhin entschied das Preußische Innenministerium in Berlin 
nicht vom grünen Tisch weg, sondern es kam am 4. September 
1931 im Sitzungssaal des Rathauses von Brühl-Land in Brühl 
(heute Rathaus II) zu einem Anhörungstermin.
Die Teilnehmer waren Ministerialrat Dr. Krauthausen vom In­
nenministerium als Vorsitzender, Regierungsrat Knopp als Ver­
treter des Regierungspräsidenten, Regierungsassessor Dr. Gies 
für den Landkreis Köln, die Bürgermeister von Brühl-Stadt (Free­
ricks) und Brühl-Land (Dohr), sowie die Gemeindevorsteher der 
Gemeinden Badorf, Berzdorf, Kierberg, Schwadorf und Vochem, 
außerdem einige Gemeindevertreter. Vor diesem Gespräch hatte 
eine Besichtigung des „Eingemeindungsgeländes“ stattgefunden. 
Das im Stadtarchiv von Brühl sorgfältig aufbewahrte Protokoll 
dieser Sitzung ist ein einmaliges Dokument jener hitzigen Tage. 
Der der Wirtschaftspartei angehörende Gemeindeverordnete 
Ziehn aus Pingsdorf eröffnete den Reigen der Redner. Er zitierte 
„zeitweise pathetisch und mit kräftigen Worten“ einen Artikel im 
Stadtanzeiger, wo gegen die Eingmeindung Stellung bezogen wur­
de.
Ziehn sah Böses für die künftige „Großstadt Brühl“ heraufziehen, 
die Großkaufhäuser E-ha-pe und Tietz würden kommen und der 
kleine Geschäftsmann zurückgedrängt. Die Steuerschraube werde 
angedreht und im übrigen widerspreche eine solche Eingemein­
dung der Moral! Namens der Christlichen Gewerkschaften erklär­
te der Gemeindeverordnete Sieburg aus Pingsdorf, eine Einge­
meindung entwickele sich zum Schaden der Arbeiterschaft.
Gegen den Anschluß an Brühl äußerte sich auch der Gemeinde­
vorsteher von Kierberg, Trauer, im Namen der SPD seines Ortes.

Anderer Meinung war die SPD von Brühl-Land, die durch Ge­
meindevorsteher Scheuren (Vochem) Vorteile im kulturellen und 
schulischen Bereich voraussagte. Die Bevölkerung werde später 
einmal für den Anschluß nach Brühl dankbar sein, meinte Scheu­
ren.
Allen solchen Botschaften trat der Gemeindeverordnete Lauffen- 
berg von der Bürgerpartei Berzdorf skeptisch gegenüber. Er sagte 
den Landgemeinden einen „Hereinfall“ voraus.
Wenig Respekt vor der preußischen Obrigkeit bewies der Beige­
ordnete Matthias Leyendecker von der Zentrumspartei aus Berz­
dorf, der den Berlinern „Experimente“ vorwarf und „ein schlim­
mes Erwachen“ prophezeite.
Der Vertreter der Regierung konterte Leyendecker - der nach 
dem zweiten Weltkrieg als „Ohm Mattes“ von neuem ein Stück 
Berzdorfer Geschichte schrieb — mit der Möglichkeit einer Ein­
gliederung von Berzdorf und Rodenkirchen.
Wie unterschiedlich die Standpunkte waren, zeigte auch eine Äu­
ßerung des Gemeindevertreters Assenmacher („Freie Bürgerli­
ste“) aus Heide, der bekundete, 90% der SPD Kierberg/Heide 
seien gegen einen Zusammenschluß.
Ministerialrat Krauthausen versicherte, er werde dem Minister 
eingehend Auskunft geben und stellte eine baldige Entscheidung 
in Aussicht.

In Berlin reagierte das Preußische Innenministerium schon am 
14. Oktober 1931. Eine neue Variante in der Eingemeindungssa­
che wurde nun eingebracht. Die Eingliederung der Gemeinden 
Badorf, Kierberg und Vochem nach Brühl-Stadt fand auch in Ber­
lin Zustimmung, aber der massive Druck aus Berzdorf schien Wir­
kung zu hinterlassen. Es tauchte nun der Vorschlag auf, Schwa­
dorf mit Berzdorf zu einem Amt zu vereinen, wobei der Bürger­
meister von Brühl-Stadt in Personalunion auch diesem Amt vor­
stehen sollte.

Wohl um weiterem Ärger aus dem Weg zu gehen, gab die Stadt­
verordnetenversammlung von Brühl diesem neuen Gebilde den 
notwendigen rechtlichen Segen, ließ aber wissen, daß die beste 
Lösung immer noch die Eingliederung aller fünf Gemeinden dar­
stelle.
Letztlich kam es aber ganz anders. Mit Schnellbrief vom 30. Sep­
tember 1932 — solange nahm man sich doch Zeit - verfügte der 
Preußische Minister des Inneren die Eingliederung der Landge­
meinden Vochem, Kierberg, Badorf und Schwadorf in die Stadt­
gemeinde Brühl. Die Gemeindeparlamente wurden aufgelöst und 
eine Neuwahl der Stadtverordnetenversammlung binnen sechs 
Monaten angeordnet.
Gleichzeitig verfügte Berlin die Auflösung des Amtes Hersel im 
Landkreis Bonn. Die Nachfolge übernahm das neugebildete Amt 
Waldorf. Die Landgemeinden Wesseling und Keldenich des frü­
heren Amtes Hersel wurden in das Amt Brühl-Land des Land­
kreises Köln eingegliedert. Auch die Landgemeinde Berzdorf kam 
hinzu. Aber schon am 15. November des gleichen Jahres löste das 
Staatsministerium das Amt Brühl-Land wieder auf und formierte 
es zum Amt Wesseling. Die Gemeinde Keldenich wurde am 
1. Oktober 1935 und die Gemeinde Berzdorf am 1. August 1961 
aufgelöst und nach Wesseling eingemeindet.
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Brühl zwischen zwei Weltkriegen
von Wilhelm Prasuhn 

(Fortsetzung)

2. Das Kriegsende 1918/1919

Die Ereignisse überstürzten sich nach der Kieler Matrosenrevolte. 
Am 6. November 1918 griff die Revolution auch auf Köln über. 
In Brühl luden die Gewerkschaften zusammen mit den Sozialde­
mokraten am 10. November zu einer Volksversammlung in den 
Saal des Gasthauses „Zur Krone“ ein. Der Saal erwies sich als zu 
klein, so viele Menschen drängten sich in diese Versammlung. 
Deshalb wurde sie auf den Marktplatz verlegt. Weil die Eisenbah­
nen nicht verkehrten, konnte der angekündigte Redner nicht 
kommen. Statt seiner sprach der Vorsitzende der Brühler SPD 
Wilhelm Feldmeyer vom Balkon des Hotels „Ratskeller“ aus und 
teilte den Versammelten mit, was inzwischen in Berlin geschehen 
war (Abdankung des Kaisers, Übergabe der Regierungsgeschäfte 
an Friedrich Ebert, Ausrufung der Republik). Auch in Brühl 
übernahm sodann ein Arbeiter- und Soldatenrat die Amtsge­
schäfte, mahnte die Bürger zur Ruhe und Besonnenheit und stell­
te eine freiwillige Bürgerwehr für den Wach- und Sicherheits­
dienst. Zum Vorstand des Arbeiter- und Soldatenrats gehörten 
Wilhelm Feldmeyer (Freie Gewerkschaften), Anton Moll (Christ­
liche Gewerkschaften) und Karl Bucks (Soldatenvertreter).
In den Gemeinden der Bürgermeisterei Brühl-Land hatten sich 
ebenfalls Arbeiter- und Soldatenräte konstituiert, aber sie erlang­
ten nicht die Bedeutung wie der Arbeiter- und Soldatenrat in der 
Stadt Brühl.
Als vordringlichste Aufgabe sah der Rat an, die heimgekehrten 
Soldaten möglichst schnell wieder in Arbeitsstellen zu vermitteln. 
Weil die Kriegsgefangenen unverzüglich nach dem Waffenstill­
stand ihre Arbeitsplätze verlassen hatten, fehlten überall Arbeits­
kräfte, besonders in der Brikettindustrie, die sofort 7000 Leute 
einstellen konnte. Die Brühler Glashütte, die Ende 1917 stillge­
legt worden war, und andere Werke wollten die Produktion wie­
der aufnehmen. Deshalb fanden in Brühl alle Arbeitswilligen so­
fort Arbeit, auch solche aus anderen Orten. Für diese war es aber 
sehr schwer, geeignete Wohnungen zu finden, da sie ja doch ihre 
Familien mitbringen wollten. Das Brühler Wohnungsamt, das erst 
im Juni 1918 geschaffen worden war, konnte sich jetzt bewähren. 
Der Stadtrat beschloß, als Zinszuschuß für 20 Wohnungen, die 
von der Brühler Bau- und Spargenossenschaft im kommenden 
Jahr gebaut werden sollten, 200 000 Mark aufzunehmen (Rats­
protokoll v. 11. November 1918). Außerdem verhandelte die 
Stadt mit der Verwaltung der Schlösser in Berlin und suchte den 
Schloßanbau an der Bahnhofstraße, den sog. Küchenflügel, zu 
pachten, um die geräumigen Zimmer zu Notwohnungen herzu­
richten, war jedoch erst nach langen Verhandlungen erfolgreich. 
Die Brühler Handwerker und Geschäftsleute wollten im Arbeiter­
und Soldatenrat mitwirken. Daher wurde dieser zu einem Arbei­
ter-, Bürger- und Soldatenrat erweitert und sogar zu den Stadt­
ratssitzungen hinzugezogen (Ratsprotokoll v. 22. November 
1918). Man teilte Fachausschüsse ein, die Fragen ihres Fachgebie­
tes vorberaten und dem Plenum die Entscheidung erleichtern soll­
ten. Ein Sicherheitsausschuß befehligte die Bürgerwehr, für die 
aus rund 100 Bewerbern die zuverlässigsten ausgesucht wurden.

Als Besoldung wurden den Wachmannschaften täglich 15 Mark 
bewilligt. Die Bürgerwehr vermochte in den unruhigen Wochen 
nach dem Waffenstillstand zahlreiche Einbrüche und Diebstähle 
zu verhindern oder aufzuklären. Sie bewachte besonders die 
Turnhalle auf der „Bleiche“, in der die Stadt Lebensmittel gela­
gert hatte.
Die Köln-Bonner-Eisenbahnen hatten auf der Vorgebirgsstrecke 
jeden Verkehr eingestellt, nur auf der Rheinstrecke pendelten 
täglich einige Züge zwischen Köln und Bonn. Nach Verhandlun­
gen mit der Direktion wurden Züge zwischen Vochem und Wes­
seling eingesetzt, die alle zwei Stunden verkehrten und in Wesse­
ling Anschluß an die Rheinuferbahn hatten. Auf diesem Umweg 
konnte man von Brühl nach Köln oder Bonn gelangen. Dazu war 
allerdings eine schriftliche Erlaubnis erforderlich, die nur in drin­
genden Fällen gewährt wurde.
31 Tage nach dem Waffenstillstand mußte das linke Rheinufer 
von deutschen Truppen geräumt sein, sonst galten sie als Kriegs­
gefangene. Am 24. November kamen die ersten Einheiten durch 
Brühl. Die Tageszeitungen stimmten in ihren Meldungen darin 
überein, daß Menschen und Pferde von den großen Strapazen 
sehr erschöpft waren, aber gute Ordnung hielten. Die Bevölke­
rung war aufgerufen, zu flaggen und die Soldaten würdig zu emp­
fangen. Ein Quartieramt im Hotel „Hubertusburg“ (später „Bel­
vedere“) verteilte sie auf Unterkünfte in Schulen und in Privat­
quartieren und verpflegte sie aus einer Feldküche, so gut es bei 
den geringen Vorräten möglich war.
Die Bevölkerung konnte trotz Lebensmittelkarten kaum noch 
ausreichend versorgt werden. Es gab monatelang keinen Zucker 
auf Marken, obwohl die Zuckerfabrik arbeitete. Ein großer Teil 
der Zuckerrüben wurde von den Feldern oder vom Fabrikgelände 
gestohlen. Auf dem Schwarzen Markt waren Lebensmittel zu ha­
ben, aber für die meisten unerschwinglich teuer. Da die Alliierten 
die Blockade noch nicht aufgehoben hatten, mangelte es an Le­
bensmitteln und auch an Rohstoffen, so daß die Handwerksbe­
triebe keine Aufträge annehmen konnten.
Die englischen Besatzungstruppen folgten den deutschen Einhei­
ten auf dem Fuße und zogen am 6. Dezember 1918 in Brühl ein. 
Sie beschlagnahmten mehrere große Gebäude als Unterkünfte, 
darunter das Hotel „Hubertusburg“, das Alumnat, das Gymna­
sium und das Josefshaus. Sie ordneten einschneidende Maßnah­
men für die Bevölkerung an, die um 9 Uhr abends die Straßen 
verlassen und eine Stunde später sogar in ihren Wohnungen das 
Licht löschen mußte. Wer in der Zeit der Sperrstunde beruflich 
zur Arbeit mußte oder von der Arbeit kam, bedurfte eines Pas­
sierscheines. Der Reiseverkehr, die Telegrammübermittlung, der 
Telefondienst wurden eingeschränkt, Versammlungen nur mit er­
heblichen Auflagen gestattet.
Die Engländer lösten die Arbeiter- und Soldatenräte innerhalb ih­
rer Besatzungszone auf und erkannten nur die bisherigen Kom­
munalparlamente als rechtmäßige Volksvertretungen an, geneh­
migten aber nicht einmal die fälligen Gemeindewahlen.
Die Bestimmungen des Versailler Friedensvertrages waren hart 
und für das deutsche Volk teilweise sehr demütigend. Die deut­
schen Zeitungen schrieben schon in der Zeit, da noch verhandelt 
wurde, scharfe Artikel gegen einzelne Paragraphen und wurden 
deshalb mehrmals für kürzere Zeit verboten, darunter auch die 
„Brühler Zeitung“. Besatzungszeit war und bleibt eben eine 
schwere Zeit. (Fortsetzung folgt)
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